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Thema der ursprünglich als Dissertation im Jahre 1982 entstandenen
Arbeit ist ganz allgemein die "Freiheit von Massenmedien" und
konkreter die Frage nach den verfassungsrechtlichen Grundlagen und
Grenzen des gesetzgeberischen Gestaltungspielraums im Hinblick auf
die grundrechtliche Freiheitsgewährleistung im Medienwesen (S. 21).
Dieser umfassende Anspruch des Autors spiegelt sich in der Arbeit
dadurch wieder, daß alle wesentlichen grundrechtlichen Probleme des
Medienwesens angesprochen und dargestellt werden: Nach der Einlei
tung wird unter dem Titel 'Massenkommunikation' vornehmlich die
Organisation der Medien dargestellt, und aus dieser dann in einem
zweiten Teil die 'objektiv-rechtlichen Grundrechtselemente und
Grundrechte als Elemente einer objektiven Ordnung' abgeleitet. Wei-



tere Abschnitte thematisieren die 'grundrechtlichen Freiheiten des
Art. 5 I 2', die 'systematischen Grundlagen und Schranken der Me
diengesetzgebung', 'Marktordnung und Medienwesen' allgemein sowie
schließlich 'die innere Ordnung der Medienunternehmen' .

Wie schon diese Inhaltsübersicht ahnen läßt, ist keine überzeugende
Systematik der Arbeit zu erkennen. Um es noch deutlicher auszu
drücken: Würde der Autor nicht gegen Ende der Arbeit seine 'Ergeb
nisse' in Thesenform darstellen, so würde man hoffnungslos zwischen
den Mühlsteinen grundsätzlicher verfassungsrechtlicher Betrachtungen
zermalmt. Doch selbst die Zusammenfassung bietet ein zwar über
wiegend kenntnisreiches, aber kaum systematisiertes Nebeneinander
einzelner - jeweils für sich genommen durchaus schlüssiger - Über
legungen; die an anderer Stelle in einem Buch des gleichen Verlags
vorbildlich geordnet vorliegen: U. Scheuner: 'Das Grundrecht der
Rundfunkfreiheit' (982).

LetzIich lassen sich alle von Wolf angestellten Überlegungen zurück
führen auf eine Beschreibung des Spannungsverhältnisses zwischen
individual- und objektivrechtlichen Komponenten des Art. 5 GG und
die sich hieraus ergebenden Konsequenzen für den gesetzgeberischen
Spielraum.

Der juristisch geschulte Leser mag zwar möglicherweise Teile des
Buches mit Gewinn lesen; aber weder in der verfassungsrechtlichen
noch in der stärker medienwissenschaftlich orientierten Diskussion
werden die durchweg unstrukturierten Betrachtungen des Autors ihren
Niederschlag finden. Das liegt nicht zuletzt am Autor selbst, der·
neben seinem "Ansatz" traditioneller "juristischer Methoden- und
Auslegungslehre" (S. 22) die Untauglichkeit "historisch, soziologisch,
normativ und typologisch ansetzende(r) Erklärungsversuche" (S. 563)
behauptet. Man sollte auch von einem bewußt an die Jahrhundertwen
de zurückkehrenden Juristen (S. 22), der sich mit Medien beschäftigt,
erwarten können, daß er Ansätze und Methoden differenzierter ein
zuschätzen verstünde.
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